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Terminbericht Nr. 68/10 
(zur Terminvorschau Nr. 68/10) 

 
 
Der 8. Senat des Bundessozialgerichts berichtet über das Ergebnis der am 16. Dezember 2010 ver-
handelten Revisionssachen. 
 
 
1) Die Beteiligten haben sich verglichen. 
 
 SG Köln  - S 21 SO 385/05 - 
 LSG Nordrhein-Westfalen - L 20 SO 91/06 -  
 Bundessozialgericht - B 8 SO 3/09 R - 
 
 
2) Auch diese Sache wurde zur erneuten Verhandlung und Entscheidung an das LSG zurückver-

wiesen. Zu Recht hat das LSG ausgeführt, dass der Kläger keinen Anspruch auf Übernahme von 
Zuzahlungen zu Arzneimitteln und Praxisgebühren (bis zur jährlichen Belastungsgrenze) besitzt. 
Insoweit sind die Regelungen sowohl des Sozialgesetzbuch Fünftes Buch - Gesetzliche Kran-
kenversicherung - (SGB V) als auch des BSHG und des ab 1.1.2005 geltenden Sozialgesetz-
buchs Zwölftes Buch - Sozialhilfe - (SGB XII), die davon ausgehen, dass diese Kosten vom Re-
gelsatz erfasst werden, nicht verfassungswidrig. Allerdings fehlen ausreichende tatsächliche 
Feststellungen des LSG dazu, ob dem Kläger, der die Übernahme dieser Zuzahlungen bzw Pra-
xisgebühren als besondere Leistungen der Sozialhilfe oder in Form entsprechend höherer Hilfe 
zum Lebensunterhalt verlangt, die Regelsatzleistungen überhaupt in richtiger Höhe bewilligt wor-
den sind. Eine Erhöhung des Regelsatzes allein wegen dieser Zuzahlungen bzw Praxisgebühren 
nach § 28 Abs 1 Satz 2 SGB XII für die Zeit ab 1.1.2005 bzw gemäß § 22 Abs 1 Satz 2 BSHG für 
die Zeit bis 31.12.2004 wegen eines erheblich vom durchschnittlichen Bedarf abweichenden Be-
darfs bzw wegen der Besonderheiten des Einzelfalles ist indes nicht gerechtfertigt, weil der Ge-
setzgeber diese Kosten des Sozialhilfeempfängers ausdrücklich mit dem Regelsatz abgegolten 
wissen wollte.  

 
 SG Köln - S 27 (15) SO 105/05 -  
 LSG Nordrhein-Westfalen - L 20 SO 65/06 - 
 Bundessozialgericht - B 8 SO 7/09 R - 
 
 
3) Der Beklagte hat den Anspruch anerkannt.  
 
 SG Trier - S 6 SO 38/05 -  
 LSG Rheinland-Pfalz - L 1 SO 23/07 - 
 Bundessozialgericht - B 8 SO 4/09 R - 
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4) Die Sache wurde zur erneuten Verhandlung und Entscheidung an das LSG zurückverwiesen. 

Das LSG ist zu Recht in seiner Entscheidung davon ausgegangen, dass der Gesetzgeber mit In-
krafttreten des SGB XII ab 1.1.2005 die bis 31.12.2004 geltende pauschalierte Mehrbedarfs-
regelung des § 23 Abs 1 Satz 2 BSHG (für erwerbsunfähige Personen bzw Personen über 
65 Jahre) nicht in das SGB XII übernommen hat. Die Fortgeltung dieser Regelung wäre system-
widrig, weil Leistungen zum Lebensunterhalt nach dem SGB XII ohnedies nur für diese Perso-
nengruppe gezahlt werden. Die verfassungsmäßig nicht zu beanstandenden Vorschriften des 
SGB XII sehen für den Kläger einen pauschalierten Mehrbedarf nicht mehr vor. Allerdings er-
möglichen die tatsächlichen Feststellungen des LSG nicht die Prüfung, ob die dem Kläger ge-
währten Grundsicherungsleistungen, soweit sie den Regelsatz betreffen, vom Beklagten richtig 
errechnet worden sind, ob dem Kläger also aus anderen Gründen höhere Leistungen zustehen. 

 
 SG München - S 52 SO 12/06 -  
 Bayerisches LSG - L 8 SO 56/06 - 
 Bundessozialgericht - B 8 SO 9/09 R -  


